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§4
(1) Die Räte der Stadtkreise ohne Stadtbezirke, Städte, Stadtbezirke 

und Gemeinden haben nach gründlicher Prüfung der Ursachen und Be­
dingungen der kriminellen Gefährdung, begangener Straftaten, der Per­
sönlichkeitsentwicklung und der Lebens- und Arbeitsverhältnisse differen­
zierte, individuell auf die Person abgestimmte Maßnahmen zur Entwick­
lung des Bürgers nach Beratung mit diesem zu vereinbaren. Mit diesen 
Bürgern können u. a. die im § 10 Abs. 3 enthaltenen Maßnahmen ver­
einbart werden. Soweit notwendig, ist vorher mit Ärzten, Psychologen, 
Pädagogen, Juristen und anderen Fachkräften darüber zu beraten.

(2) Die vereinbarten Maßnahmen sind zu befristen. Nach mindestens 
1 Jahr, spätestens nach Ablauf von 2 Jahren, ist ihr Erfolg einzuschätzen. 
Davon ausgehend, ist festzulegen, welche Maßnahmen aufgehoben werden 
können oder im Interesse der weiteren Unterstützung der Erziehung auf­
rechterhalten oder neu zu vereinbaren sind. Haben die Maßnahmen zum 
Erfolg geführt, sind sie zu beenden.

(3) Die Maßnahmen sind mit den Staats- und Wirtschaftsorganen, Be­
trieben, Einrichtungen, Genossenschaften und mit den gesellschaftlichen 
Organisationen, die an der Erziehung mitwirken, abzustimmen.

(4) Die Vereinbarungen sind den Fachorganen des örtlichen Rates, den 
Betrieben und Einrichtungen, für die sich Aufgaben daraus ergeben, mit­
zuteilen. Die Fachorgane, Betriebe und Einrichtungen sind verpflichtet, 
wirksame Maßnahmen zu treffen und haben darüber innerhalb von 
14 Tagen an den zuständigen Rat bzw. ein von ihm beauftragtes Rats­
mitglied Mitteilung zu geben. Falls es der Rat für erforderlich hält, sind 
die zuständigen Fachorgane des übergeordneten örtlichen Rates über die 
Vereinbarungen zu informieren.

§5
(1) Zur Unterstützung der Erziehung gefährdeter Bürger sind ent­

sprechend den Erfordernissen ehrenamtliche Mitarbeiter einzusetzen. Als 
ehrenamtliche Mitarbeiter sind Bürger zu gewinnen, die über entspre­
chende Lebenserfahrungen verfügen, das Vertrauen und das Ansehen der 
Werktätigen besitzen und in der Lage sind, zur Erziehung gefährdeter 
Bürger beizutragen.

(2) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter werden von den Bürgermeistern 
der Städte und Gemeinden bzw. durch die Stellvertreter der Vorsitzenden 
für Inneres der Räte der Kreise, Stadtkreise oder Stadtbezirke berufen.

(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter unterstützen die Realisierung der 
für gefährdete Bürger festgelegten Maßnahmen. Sie arbeiten im Aufträge 
der örtlichen Räte und wirken dabei eng mit den Betrieben, Einrichtungen 
und Genossenschaften, den gesellschaftlichen Kräften im Wohngebiet 
sowie mit den gesellschaftlichen Gerichten zusammen.

(4) Zur Sicherung berechtigter gesellschaftlicher und persönlicher 
Interessen der Bürger sind die ehrenamtlichen Mitarbeiter über die ihnen


